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politische Uebersicht.
Zürich, den 20, April 1920,

Es gehörte eine gute Portion ost-

elbisch-junkerlicher Borniertheit dazu, mit
einer Handvoll Baltikumsöldnern sich die
Diktatur im Deutschen Reich erzwin-
gen zu wollen, und das Kapp-Lüttwitzsche
Abenteuer ist denn auch wirklich an dem
„lütten Witz'tz der in der Unternehmung
zum Ausdruck kam, kläglich zusammen-
gebrochen. Nur hat dieses verbrecherische
Abenteuer für Deutschland eine Reihe von
Folgen gezeitigt, die keineswegs geeignet
sind, die Verhältnisse in Europa günstiger
zu gestalten, und deren Ergebnis eine
Krisis im Verhältnis der Mliierten zu-
einander war, die wohl schärfere Formen
angenommen hat, als der Öffentlichkeit
bekannt wurde, und deren Lösung, wenn
sie wirklich vollständig erzielt wird, den-
noch bittere Gefühle zurücklassen könnte.

Der Attacke von rechts folgte, wie be-
reits gemeldet, eine Gegenaktion von
links auf dem Fuße, und im Rnhrrevier
hatte sich eine rote Armee gebildet, die

zwar die Arbeitervertreter aufzulösen sich

bereit erklärten, die jedoch infolge des
Widerstandes in den Kreisen der Arbeiter
nicht völlig aufgelöst werden konnte, Räu-
bernde und plündernde Banden zogen in
den Ortschaften umher; es entstand ein
Ehaos, und die Bevölkerung rief um Hilfe
gegen die disziplinlosen Mord- und Raub-
gesellen. Kapp und Konsorten hatten
durch ihren Putsch die Regierung Bauer-
Noske zur Proklamierung des General-
streiks veranlaßt; durch dessen prompten
Erfolg war den Arbeitern wieder einmal
ihre Macht so recht zum Bewußtsein ge-
kommen, und der Wahnwitz einer Dik-
tatnr des Proletariats sollte nun in Szene
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gesetzt werden. Nach dem Rücktritt Noskes
und Bauers freilich und der Bildung des
neuen Koalitionskabinetts in Deutschland
flaute der Streik überall ab — nur im
Ruhrgebiet, der neutralen Zone, wo
Deutschland laut Art, 43 und 44 des Ver-
träges von Versailles keine Streitkräfte
versammeln oder auf kürzere oder längere
Zeit unterhalten darf, wenn es nicht von
den Siegern eines feindseligen Aktes und
der Störung des Weltfriedens bezichtigt
werden will, ging alles drunter und
drüber. Deutschland mutzte also laut
Friedensvertrag zusehen, durfte nicht ein-
schreiten, auch nicht
auf die Gefahr hin,
datz der Umsturz
vom Ruhrgebiet aus
sich weiter ausbrei-

ten sollte, und
Frankreich sah eben-
falls zu, tat auch

seinerseits keinen
Schritt, umdieOrd-
nung wieder herzu-
stellen, und lehnte
die Bitte der deut-

schen Regierung,
Reichswehrtruppen
in die neutrale Zone
einmarschieren und
dort Ruhe schaffen
zu lassen, ab. Sollte
Deutschland trotz-
dem Truppen ein-
marschieren lassen,
drohte Millerand

mit der Besetzung
Frankfurts und

Darmstadts durch
französische Streitkräfte, Auf englischer
Seite scheint man der Bitte verdeutschen
Regierung weniger schroff ablehnend
gegenübergestanden zu haben. Mer Frank-
reich, dem zuliebe die neutrale Zone an,
Rhein geschaffen wurde, stützte sich einfach
auf den Vertrag, erklärte, man wolle kei-

ncn Präzedenzfall gestatten, und machte,
als trotzdem deutsche Reichswehr einrückte,
am l!, April mit seiner Drohung Ernst,
ohne zuvor das Einverständnis seiner Al-
liierten eingeholt zu haben.

Die deutsche Regierung, die um die
nachträgliche Einwilligung in die mili-
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tärische Aktion, die lediglich als Polizei-
matznahme aufzufassen sei, einkam, er-
klärte, der Einmarsch wäre ohne ihr Vor-
wissen und ihre Genehmigung erfolgt; er
sei aber eine Notwendigkeit, wenn man
der bolschewistischen Gefahr begegnen
wolle. Frankreich stellte diese Gefahr in
Abrede, warf Deutschland — mit Recht —
Vertragsbruch vor, zog aus der Tatsache,
datz bei den deutschen Operationen Flie-
gergeschwader mitwirkten und datz die
Arbeiter im Ruhrgebiet sich bewaffnen
konnten, den Schlutz, Deutschland sei

seiner Verpflichtung, die Waffen und
Kampfflugzeuge ab-
zuliefern, nicht nach-
gekommen, und ver-
teidigte damit sein
Vorgehen, wogegen
die deutsche Regie-
rung nach vergeb-

lichen Protesten
jchlietzlich den Völ-
kerbund um Hilfe
anrief.

Die Presse der
Alliierten verhielt
sich zunächst refer-
viert, vornehmlich in
England, während
dieitalienischenBlät-
ter gegen Frankreich
auftraten und ihm

vorwarfen, seine
Bundesgenossen

nicht erst um ihre
Zustimmung zu sei-

ner Aktion ersucht zu
haben. Als dann

Lloyd George aus
den Osterferien heimkehrte, wehte auch
über den Kanal ein schärferer Wind nach

Paris herüber, und der Notenwechsel,
der bezeichnenderweise nicht publiziert
winde, scheint sich offenbar nicht gerade in
den liebenswürdigsten Formen bewegt zu
haben, Lloyd George scheint mit bestimm-
ten Forderungen an Frankreich heran-
getreten zu sein. Dieses erklärte sich schlietz-

lich bereit, sofort nach Abzug der deutschen
Truppen, die besetzten Städte wieder zu
räumen und in Zukunft keine derartige
Ertratour mehr unternehmen zu wollen.
Datz sich der englische Botschafter in Paris
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von der Botschafterkonferenz zurückzog,
das; Lloyd George, der englische Pre-
mierininister, an die Konferenz des

Obersten Rates in San Remv, statt über
Paris, auf dem Seewege die Reise nur
Spanien herum machte, zeugt von der
ernstlichen Verstimmung, die man in Eng-
land über das selbstherrliche Prozedere des

Bundesgenossen empfindet, und auch in
Italien und in Amerika wird offen der
französische Standpunkt abgelehnt.

Inzwischen ist es in den besetzten
Städten bereits zu Zwischenfällen gekoin-
men; in Frankfurt z.B. haben Marokko-
uer auf die Menge geschossen, und es gab
Tote und Verwundete. Man fragt sich

ernstlich, ob sich der Schritt nicht hätte ver-
meiden lassen; ob nicht mich in ein paar
Wochen oder Monaten, wenn sich die
deutschen Truppen nach getaner Arbeit
im Ruhrgebict häuslich niedergelassen
hätten, eine derartige Aktion noch früh
genug erfolgt wäre? Und man mus; schon
im Hinblick auf den Völkerbund sagen,
das; eine derartig eigenmächtige Anwen-
dung von Gewalt, die in
der Liga der Nationen nicht
geduldet werden kann und
darf, mitvollem Recht schon
heute nicht zu billigen ist.

Im Vertrage von Ver-
sailies besteht eine Lücke;
der Jail, der Deutschland
zum Vorgehen zwang, ist
darin nicht vorgesehen, und
das; den Verhältnissen billig
Rechnung getragen werden
sollte, auch in Frankreich,
das zweifellos formell im
Recht ist, wenn es von
einem deutschen Vertrags-
bruch spricht, dürfte kaum
in Abrede gestellt werden.
Diesen Standpunkt vertritt
England. Neuerdings hat
nun auch Belgien an der Be-
setzung deutschen Gebietes
teil genommen; es scheint,
das; zwischen Frankreich und
Belgien auch eine militä-
rische Sonderabmachung be-
steht, alles Symptome, die
geeignet sind, die Aufmerk-
samkeit der Völkerbunds-

freunde auf sich zu ziehen; denn das ist
selbstverständlich, das; der Völkerbund der-
lei Ertrakonventionen zwischen einzelnen
Ländern nicht dulden kann.

Der französisch-deutsche Konflikt hat in
beiden Staaten neuerdings die nationa-
listische Strömung wieder gefördert. Zum
Teil nrag ja in Frankreich ein gewisses
Misztrauen gegen die Stabilität der de-
mokratischen Regierungsform in Deutsch-
land durchaus begreiflich sein; die in
Aussicht gestellte Bestrafung der Kapp-
leute läszt auf sich warten — wiewohl
Döbberitz, einer der Führer der Be-
wegung, kürzlich gefasst wurde. Kapp
selber soll in Schweden in Sicherheit
sein und kaum ausgeliefert werden. In
diesen Tagen sind im Reichswehrministe-
rium in Berlin Verhaftungen vorgenom-
men worden, wobei trotz der Versiche-
rung der verhafteten Offiziere, sie führten
gegen die gegenwärtige Regierung nichts
im Schilde, immerhin eigentümlich an-
mutet, das; zwei nationalistische Kom-
munisten, Bertram und Kahlert, mit-

Prof. vr. Philipp Godet, Genf
feierte am 23. April seinen 70. Geburtstag.
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verhaftet wurden. Ob es sich aber um
eine kommunistisch-militaristische Ver-
schwörung handelst ist allerdings vorläufig
nicht festzustellen.

Immerhin scheint
uns in Anbetracht der
recht unsichern Ver-
Hältnisse in Deutsch-
land die Forderung der
Entente, Deutschland

müsse sofort die Ein-
wohner- und Bürger-
wehren auflösen, nicht
recht verständlich, und
mit einiger Besorgnis
sehen auch unsere Bun-
desbehörden dem Zeit-
punît entgegen, da die-
ses Gebot ausgeführt
sein wird^ denn sollten
wirklich die staatserhnl-
tenden Kreise der noch

wenig konsolidierten
deutschen Republik

wehrlos den Umtrieben
von rechts oder links ausgesetzt sein, so

wäre nicht ausgeschlossen,daß aufs neue
schwere Unruhen entstünden, die auch
für die Nachbarn des
Reiches gefährlich wer-
den könnten. Diese
Forderung ist um so

bedenklicher, als auch
die Reduktion der

Reichswehr schon am
1», April hätte voll-
zogen sein sollen, und
es besteht die Frage,
ob nicht die Alliierten
(lies: Frankreich) in

ihrem Misttrauen zu
weit gehen und den
Deutschen die Mittel
zur Aufrechterhaltung
der innern Ordnung
und so indirekt zum
Wiederaufbau desWirt-
schaftslebens nehmen,
der schliestlich im Inter-
esse ganz Europas läge.

Die Gerüchte von neuen Putschabsich-
ten in Deutschland haben die englische
Regierung veranlasst, den Alliierten den
Vorschlag zu machen, in Berlin die Er-

^1879—1920).

klärung abzugeben, dast die Alliierten die
Aufrichtung einer aufrührerischen Regie-
rung in Deutschland, deren Politik der
Ausführung des Friedensvertrages ent-

gegengesetzt wäre, nicht
dulden könnten. Wenn
eine solche Regierung
ans Ruder käme, so

sähen sich die Alliier-
ten gezwungen, ihr

Programm der Hilfe-
leistung an Deutschland
aufzugeben und die Le-
bensmittellieferungen
einzustellen. Dieser

Schritt fand die Billi-
gung der Verbündeten,
Es steht zu hoffen, dast
dieser Schritt das Seine
dazu beitrage, die Um-
sturzgelüste von natio-
nalistischer Seite be-
trächtlich zu dämpfen
und Deutschland im
Innern eine ruhige

Entwicklung zu ermöglichen,
Inzwischen ist in San Remo die

Konferenz des Obersten "Rates zusammen-
getreten, die über den
Friedensvertrag mitder
Türkei zu beraten hat.
Eine Vorbesprechung
der drei Ministerpräsi-

denten Nitti, Lloyd
George und Millerand
über die gegen Deutsch-
land anzuwendenden
Mastnahmen führte

noch zu keinem Ergeb-
ms; während die ersten
beiden der Ansicht sein
sollen, dast eine wirt-
schaftliche Pression ge-
nüg°, um die Erfüllung
des Versaillcr Vertra-
ges zu erzwingen, ver-
langte Millerand deren
Unterstützung durch mi-
litärische,Mastnahmen,

Die Regierung in
Washington ist an der Konferenz offiziell
nicht vertreten. Bemerkenswert ist in
diesem Zusammenhang, dast Japan Mil-
lerand wissen liest, es billige die Besetzung
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der deutschen Städte, und zu gleicher
Zeit im ostasiatischen Wladiwostock Trup-
pen landen ließ, ebenfalls ohne seine Ver-
kündeten zuvor zu fragen und sich um
den Völkerbund zu kümmern, der solche
Sonderaktionen verbietet. Man sieht, daß
eine gewisse Erziehimg zum Völkerbund in
Europa entschieden noch notwendig ist, auch
bei den großen Mitgliedern der Liga. Als
man von England aus den Franzosen
ihr eigenmächtiges Vorgehen zum Vor-
würfe machte, wurde in der Presse Frank-
reichsu.a. bemerkt,
wenn man hier so

genau hätte sein
wollen, so hätte
man die Besetzung

Konstantinopels
durch englische

Truppen auch übel
vermerken können,
da man ebenfalls
nicht erst gefragt
worden sei, und der
Kanal sei dach gar
nicht so breit..

Fn Dänemark
ist es zu einer po-
litischen Krisis ge-
kommen, die als
direkte Folge des

Abstimmungs-
ergebnisses in der
Flensburger Zone
angesehen werden
kann. Seit 19tg
war die Regierung
Zahle am Ruder,
unter der die Koa-
lition der bürgerli-
chen Radikalen und
der Sozialdemokraten in Folketh-ng über
eine Mehrheit von nur 3 Stimmen verfüg-
te, während im Landthing die Regierung
in der Minderheit war. Diese Regierung
war nun keineswegs sehr begehrlich nach
ehemals reichsdeutschem Land; sie dachte
wohl an eine deutsche Irredenta, die später
für Dänemark zur Gefahr werden könnte.
Die nationalistischen Kreise waren jedoch
anderer Meinung. Und als nun drei Ab-
geordnete dem Kabinett ihren Beistand
entzogen, da machte der König die Sache
der Nationalisten zu seiner eigenen und

vr. Friedrich Jmhoof-Hlumer, lvinterthur
183L—1!120.

verlangte von Herrn Zahle den Rücktritt.
Dieser weigerte sich, worauf der Monarch,
gestützt auf Artikel 13 der Verfassung, an
das ganze Kabinett dasselbe Ansinnen
stellte. Man empfand diesen Schritt in
weiten Kreisen als einen Staatsstreich;
die sozialdemokratische Partei drohte mit
dem Generalstreik, der dann auch in Szene
gesetzt wurde; auch der Ruf nach der Re-
publik wurde laut. Ein Arbeitsministe-
rium, das Otto Liebe bildete, hatte keinen
Bestand, und schließlich kam ein Kom-

promiß zustanden
Obervormund-
schaftsdircktor

Friis wurde mit
der Bildung eines

neuen Ministe-
riums betraut. Es
ist ein reines Ge-
schäftsministerium,
das sofort das Par-
lament zur Aus-
arbeitung eines
neuen Wahlge-

setzes zusammen-
berief und die Reu-
wählen, die schon

vor drei Iahren
hätten stattfinden
sollen, auf Ende
April in Aussicht
stellte. Statt einer

Festigung seiner
Position hat Chri-
stian X. zweifellos
durch sein, wenn
auch konstitutionell
nicht unzulässiges,
so doch offenbar
dem Volksempfin-

den widersprechendes Vorgehen sich un-
nötigerweise Schwierigkeiten bereitet und
die Stellung der Republikaner in Däne-
mark gestärkt.

Ein Konflikt, der uns mit etwelcher
Sorge erfüllen kann, ist ini schmelze-
rischen Baugewerbe ausgebrochen.
Die Arbeiter stellten nämlich die Förde-
rung auf, die Meister sollten auch ihnen
während der Sommerszeit die Achtund-
Vierzigstundenwoche bewilligen, worauf
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die Arbeitgeber jedoch nicht einzugehen
erklärten. Die Gründe dieser Ablehnung
sind dieselben, die einer bestimmten Nor-
mierung und Verkürzung der Arbeitszeit
in allen den Berufen entgegenstehen, die
von der Jahreszeit und von der Witterung
abhängig sind. Nun versuchen aber an
vielen Orten die Arbeiter, ans eigener
Machtvollkommenheit diese verkürzte Ar-
beitszeit einzuführen, indem sie einfach
nach Ablauf der acht Tagesstunden ihre
Wertplätze verliehen. Die Arbeitgeber
entließen diese Leute, es kam zum Strei-
ken und zur Aussperrung, und die Folge
war ein Ruhen der Bautätigkeit in allen
größern Städten und
Ortschaften der Schweiz
— in einer Zeit, da
vorsorgliche Maßnah-
men der Bundes-, Kan-
tonal- und Gemeinde-
behörden die Bautätig-
keit endlich etwas zu
beleben versprachen

und Hoffnung bestand,
daß gegen die immer

mehr überhandneh-
mende Wohnungsnot
etwas Wirksames ge-
tan würde. Man wird
sich wohl ernstlich fra-
gen dürfen, ob wirklich
die Bauarbeiter—auch
in ihrem eigenen Inter-
esse — nichts Geschei-
teres zu tun wußten,
als einen Konflikt vom
Zaun zu brechen, der gerade für sie und
alle, die schließlich nicht über größere Ka-
pitalien oder erkleckliches Einkommen
verfügen, bedenkliche Folgen haben muß:
Steigerung der Wohnungsnot, ein noch
maßloseres Anwachsen der Baukosten und
der Mietzinse und als mittelbares Er-
gebuis eine weitere Verteuerung der
Lebenshaltung. Das Schweiz. Volks-
wirtschaftsdepartement soll nun als Eini-
gungsamt den recht undankbaren Versuch
machen, diesen Konflikt zu schlichten, und
es steht zu hoffen, es werde den im Inter-
esse der Allgemeinbeit liegenden, ver-
nünftigen "Ausgleich finden.

Eine andere, nicht weniger besorgnis-
erregende Mißstimmung macht sich in den

1- Prof. vr. L. Vonati (1858—1920)

Kreisen des Bundespersonals bemerkbar,
nachdem der Ständerat am 19. April die
vom Nationalrat bereits erledigte Frage
der Teuerungszulagen für die An-
gestellten des Bundes neu geregelt
hat. Im Einverständnis mit diesem er-
höhte der Ständerat die Grundzulage von
70 auf 75Zß>! dagegen ging er mit dem
Zulageminimum statt auf 2300 nur auf
2000 Fr. Auch differenzierte er die Zu-
läge nach Maßgabe des Alters und der
Dienstjahre. Ob nun das Bundespersonal
mit der Drohung, infolge dieser durch die
Finanzlage des Bundes nur zu begründe-
ten Zurückhaltung des Stnnderates in den

Generalstreik zu treten,
Ernst machen wird,

bleibt abzuwarteni daß
man den Fall ins Auge
faßte, bezeugt die Auf-
nung eines „Kampf-
fonds" der Eisenbah-
ner, an den jedes Vcr-
bandsmitglied bis Ende
April ö Fr. zu bezahlen
hat. Die Lage ist also

offenbar gespannt und
man wird sich auf den
1. Mai auf allerhand
gefaßt machen müssen.
Jedenfalls dürften die

Gerüchte, die auf den

Arbeiter-Weltfeiertag
einen neuen General-

streik prophezeien,
nicht ohne weiteres als
Hirngespinst bezeichnet

werden. Der Konflikt im Baugewerbe,
die scharfe Opposition gegen die Spar-
samkeit des Bundes im Bundespersonal
und vielleicht noch die Erhöhungen auf
den durch Handelsverträge nicht festge-
legten Positionen des Zolltarifs, wo-
gegen die sozialdemokratische Partei der
Schweiz energisch opponiert, sind wirk-
same Argumente für eine proletarische
Agitation. Ob die Arbeiterführer sich

der Verantwortung bewußt sind, die sie

durch die Eeneralstreikparole auf sich

bürdeten? Eine neue Störung der Ord-
nung und des Eeschäftslebens, die Sa-
Kotierung der Bemühungen unserer Be-
Horden, die schwierige Finanzlage des

Staates zu verbessern, könnten Folgen
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haben, die nicht blos; das von den Re-
gisseuren so gehahte Kapital, sondern auch
die treffen mühten, in deren Interesse sie

einen derartigen Beschluh zu fassen an-
drohen.

Die Bundesangestellten dürfen zu-
dem dem Ständerat seine Reserve in der
Ausrichtung der Teuerungszulagen nicht
allzu sehr verübeln. Schlicht doch die
eidgenössische Staatsrcchnung mit einem
Defizit von 9b,t!öö,l!8l! Fr.; die Mobil-
machungskosten des Bundes betrugen bis
Ende letzten Jahres 1,t>LV,t!7!l,l!y,8 Fr.
(man erinnert sich, dah man noch 1914
mit 3VV Millionen rechnete und sich dar-
über entsetzte!), und der Nettoertrag der
eidgenössischen Kriegsgewinnsteller be-
trug im Verhältnis zu diesen furchtbaren
Summen „nur" 8l)ö Millionen. Solche
Ziffern geben wahrhaftig zu denken; auch
der intelligente Arbeiter und Bundes-
angestellte sollte sich darüber nicht so

leicht hinwegsetzen.

In der Affäre Zweifel hat der
Bundesrat in Wien energische Schritte
getan, wogegen allerdings kürzlich im
Natioualrat von sozialistischer Seite oppo-
uiert wurde — im gleichen Atemzug, mit
dem der Opponent behauptete, in der
Verteidigung des wackern Bolschewiki
Platten habe der Bundesrat zu wenig
Energie entwickelt, was durchaus nicht zu-
trifft. Es soll also wohl ein Unterschied
gemacht werden, ob das Wohl eines im
Ausland befindlichen Schweizers, der
Fabrikdirektor ist, oder eines bolsche-
wistisch infizierten Nationalrates in Frage
steht; mährend sich der Bundesrat für
diesen mit allen Mitteln einsetzen mühte,
dürfte er für jenen nur mit einer höf-
lichen Bitte Fürsprache einlegen, obwohl
der Elarner Fabrikdirektor Zweifel in
den Eltzschen Spinnereien in Neun-
kirchen fOesterreichs infolge der Mihhand-
lung durch streikende Arbeiter noch heute,
lange Wochen nach dem Vorfalle, in

einem Wienerspital krank darniederliegt
und in Oesterreich trotz des Versprechens,
gegen die Uebeltäter und Rädelsführer
vorzugehen, nicht das Geringste geschah.
Die Note, die unser Gesandter Bourcard
abgab, worin betont war, die Schweiz
mühte sich von der geplanten finanziellen
Hilfsaktion für Oesterreich zurückziehen,
wenn nicht endlich die Schuldigen ver-
haftet und gerichtlich abgeurteilt würden,
hatte dann die Verhaftung von sieben
Anstiftern zur Folge. Dagegen erhob sich

nun die ganze Arbeiterschaft, drohte mit
Generalstreik und brachte es richtig fertig,
dah man die Verhafteten wieder auf
freien Fuh setzte. Allerdings soll nun das
Gerichtsverfahren in Angriff genommen
werden. Man darf auf das Ergebnis ge-
spannt sein, und es ist zu hoffen, dah der
Bundesrat auf seiner Forderung besteht.

Dah die starke Mehrheit, welche die
schweizerischen Bauern, die Freisinnige
Partei und die Konservative Volkspartei
an ihren Tagungen für den Beitritt der
Schweiz zum Völkerbund erzielten,
lässt uns nun mit einiger Hoffnung dem
18. Mai, dein Tage der Abstimmung über
diese Schicksalsfrage unseres Vaterlandes,
entgegensehen. Es scheint doch da und
dort zu tagen.

JmKanton Zürichsindam18. April
die Regierung und die Legislative neu be-
stellt worden. Das Ergebnis der Kan-
tonsratswahlen war, dah die Demokra-
ten 8, die Sozialdemokraten t! Sitze ver-
lvren, während die Bauernpartei einen
Gewinn von 8, die Erütlianer eineil sol-
chen von :! und die Evangelische Volks-
Partei von d! Sitzen, die neugegründete
Eewerbepartei von einem Sitz zu ver-
zeichnen haben. Die Liste der Regierung?-
rate blieb unbestritten. Zwei neue Mit-
glieder, Hauser und Walter, die der
Bauern- und der Grütlianerpartei an-
gehören, wurden neu gewählt.

II. K.-lZ.

Zu unsern öilünUen.
Am I7>, April hat Professor ?r. Ulrich

Gruben mann, der hervorragende Lehrer
der Mineralogie und Pétrographie an den
beiden Hochschulen in Zürich, feinen 7Y. Ee-

burtstag gefeiert. In Trogen 18öv geboren,
studierte er am Polytechnikum in Zürich
hauptsächlich Chemie, promovierte an der Uni-
versität und setzte die Studien in München,
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Heidelberg und Wien fort, 1874 wurde er an
die Thurgauische Kantonsschule zu Frauenfeld
gewählt, wo er sich als ausgezeichneter Lehrer
der Chenue und Naturkunde erwies und in
amtlicher Stellung hervorragendes leistete, 1833
erfolgte seine Berufung nach Zürich als Nach-
folger Kenngotts, nachdem er bereits 1888 sich

als Privatdozent habilitiert hatte. Was er hier
an organisatorischer Arbeit leistete, ist erstaun-
lich. Das chemisch-analytische und das phnsika-
lisch-chemische Laboratorium des mineralogy
scheu Instituts, die ausgezeichneten mineralo-
zischen Sammlungen im neuen Gebäude der
Eidg. Technischen Hochschule an der Sonnegg-
straste, deren Aufstellung der Jubilar selber
besorgte, zeugen von der immensen Arbeits-
kraft Erubenmanns, Im Jahre 1303 trat Eru-
benmann als Nachfolger Franels das Rektorat
am Polytechnikum an, und er bekleidete dieses
Amt während der llebergangszeit zur Eidg,
Technischen Hochschule, Seine Lehrtätigkeit,
die er immer mehr ausbaute, seine wissen-
schaftlichen Forschungen bildeten eine Arbeits-
last ohne Gleichen? daneben war er Mitglied
verschiedener Behörden und Gesellschaften, Er
zählt zu den führeirden Gelehrten, und seine
Werke über „Die Bausteine und Dachschiefer
der Schweiz", Schriften über die Gesteins-
metamorphose, „Die Kristallinischen Schiefer"
gehören zu den bedeutsamen Werken, die
grundlegenden Wert besitzen. Möge dem noch
heute in jugendlicher Rüstigkeit seiner Arbeit
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lebenden Gelehrten und trefflichen Lehrer noch
manch segensreiches Jahr beschicken sein!

In Neuenburg hat am 23, April Professor
Dr, PH ilipp e Eod et, der Historiograph der
Literatur der Westschweiz, der ausgezeichnete
Gelehrte, Dichter und Tagesschriftsteller, sein
7V, Wiegenfest gefeiert. Als Verfasser der vor-
irefflichen Histoire littéraire âo la Laisse
ki-an^às", der auf einem reichen Urkunden-
material aufgebauten Monographie „bliàins
âs Olrarrièrs et ses aiais" und vieler anderer
für die Kenntnis der Literatur der welschen
Schweiz wertvoller Schriften, als Herausgeber
der Versbücher „I^s Oosar st lss ^sax" und
„Uoa Uöalitss", als der Dichter vorzüglicher
Erzählungen, als der unermüdliche Eeschichts-
schreiber des geistigen Lebens in seiner Heimat-
stadt Neuenburg, an der er mit ganzem Her-
zen hängt, als Kritiker, dessen klarer, an den
besten klassischen Vorbildern geschulter Stil, von
der Klarheit seines Denkens Zeugnis ablegt,
geniestt Godet weit über die Grenzen seiner
Heimat hinaus hohe Verehrung, Er war
während des Krieges, obwohl er als Rektor
und Professor an der Universität Neuenburg
ein vollgerllttelt Mast von Arbeit zu bewäl-
tigen hatte, in einer Reihe humanitärer Ver-
einigungen an führender Stelle tätig,

U, N,-1Z,

Alleinige Jnferaten-flnnahme: flnnoncen-Expedition Rudolf Mosse, Zürich, Sasel, deren Filialen u. Agenturen,
druck der Suchdruckerei Serichthaus, Zürich.



Dora hauth^ Zürich ?rau Dr. Maria Wascr. Oclgemäiüe.
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